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or Ihnen liegt die Kurzfassung des

Frauenmonitor 2009 mit wichtigen

Daten und Fakten zur Lage der berufstäti-

gen Frauen in Oberösterreich. Der Frau-

enmonitor ’09 ist eine aktualisierte Ver-

sion jener Bestandsaufnahme, welche

die Arbeiterkammer Oberösterreich vor

einem Jahr erstmals in Kurz- und Langfas-

sung herausgegeben hat. Die Kurzfas-

sung wird jedes Jahr neu aufgelegt, die

Langfassung alle zwei Jahre.

Der Frauenmonitor ’09 belegt einmal

mehr, dass der Aufholbedarf in Richtung

Chancengleichheit und Gleichstellung in

Oberösterreich besonders groß ist. Nach

wie vor gehört unser Bundesland etwa

bei den Fraueneinkommen, bei den Voll-

zeitarbeitsplätzen und bei den Kinderbe-

treuungsangeboten österreichweit zu

den Nachzüglern.

Dabei sind die aufgrund der aktuellen

Wirtschaftskrise drohenden Verschlech-

terungen noch gar nicht abgebildet.

Ohne rasche Gegenmaßnahmen laufen

die oberösterreichischen Frauen Gefahr,

dass die Krise sie besonders hart trifft

und dass sie dadurch noch weiter an Ter-

rain verlieren.

V

Dr. Johann Kalliauer

Präsident der Arbeiterkammer Oberösterreich

Dr. Josef Peischer

Direktor der Arbeiterkammer Oberösterreich

DER AK-FRAUENMONITOR ’09:

AUFHOLBEDARF IN OBERÖSTERREICH
BESONDERS GROSS

Daher ist es gerade aus der Gleichstel-

lungsperspektive heraus besonders

wichtig, dass Bund, Länder und Gemein-

den gleichermaßen aktiv werden, wirk-

same Konjunkturpakete umsetzen und

gegen die steigende Arbeitslosigkeit

ankämpfen.

Eine starke und aktive öffentliche Hand

ist notwendig, um die negativen Auswir-

kungen auf die Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer möglichst gering zu halten.

Vielleicht liegt in der Krise sogar eine

Chance: Denn öffentliche Investitionen in

Kinderbetreuung, Bildung, Pflege und

Verkehrsinfrastruktur sind nun ein Gebot

der Stunde, um die gesamte Wirtschaft

anzukurbeln, um Arbeitsplätze zu schaf-

fen, aber auch um Frauen von bislang

gratis erbrachten sozialen Dienstleistun-

gen zu entlasten.

Die Abschaffung der Elternbeiträge in der

vorschulischen Kinderbetreuung ist ge-

rade auch vor diesem Hintergrund wich-

tig und richtig. Dies kann aber nur ein

Einstieg in ein umfassendes Ausbaupro-

gramm sein!

Dr. Johann Kalliauer
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ERWERBSTÄTIGKEIT GESTIEGEN, ABER
VOLLZEITARBEITSPLÄTZE MANGELWARE
Die Erwerbstätigkeit von Frauen 

ist um 7 Prozent gestiegen, aber

Oberösterreich ist immer noch 

Schlusslicht bei den Voll-

zeitarbeitsplätzen.

Beschäftigung

m Jahresdurchschnitt 2007 ist die

Zahl der Oberösterreicherinnen, die

im erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre)

einer Erwerbstätigkeit nachgehen, im

Vergleich zum Vorjahr um 7 Prozent auf

322.009 angestiegen. Von der zuneh-

menden Atypisierung des Arbeitsmark-

tes, der in Oberösterreich stark ausge-

prägt ist, sind die Frauen besonders be-

troffen.

Nur 53 Prozent (minus 0,1 Prozentpunkte

gegenüber 2006) aller unselbständig be-

schäftigten Oberösterreicherinnen hat-

ten 2007 einen Vollzeitarbeitsplatz mit

Anteil der Vollzeit-Beschäftigten an allen Beschäftigten 2007
(in Prozent) 

35 oder mehr Wochenstunden. Im Bun-

desländervergleich rangiert unser Bun-

desland damit unverändert auf dem letz-

ten Platz.

Weibliche Berufstätigkeit ist immer ganz

eng mit der Vereinbarkeit von Beruf und

Familie verknüpft. In besonders struktur-

schwachen Region ist die Frauenbeschäf-

tigung aufgrund einer schlechten Verein-

barkeit zum Teil besonders niedrig. So

sind beispielsweise im Traunviertel ledig-

lich 37,6 Prozent der unselbständig Be-

schäftigten Frauen.
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NIEDRIGE ERWERBSQUOTE 

IM HAUPTERWERBSALTER

Mit über 81 Prozent arbeiten mehr als

vier Fünftel der unselbständig beschäf-

tigten Oberösterreicherinnen in einer

Dienstleistungsbranche. Am Beschäfti-

gungswachstum zwischen 1997 und

2007 zeigt sich die zunehmende Bedeu-

tung von Dienstleistungsjobs auf dem Ar-

beitsmarkt ganz klar: In Oberösterreich

sind im Beobachtungszeitraum 44.618

Die Erwerbsquote junger Frauen unter 25

Jahre liegt in Oberösterreich klar über

dem österreichischen Durchschnitt. Im

Alter zwischen 25 bis 34 Jahren nähert

sie sich immer mehr dem Österreich-

Wert an. Zwischen 35 bis 44 Jahren - also

dann, wenn die meisten familiären Ver-

pflichtungen anfallen – entspricht sie

dem Österreich-Durchschnitt.

VIER FÜNFTEL ARBEITEN 

IM DIENSTLEISTUNGSSEKTOR

neue Arbeitsplätze für Frauen entstan-

den. 97 Prozent dieser Arbeitsplätze wur-

den in einer Dienstleistungsbranche ein-

gerichtet und lediglich 2 Prozent in der

Produktion. Auch in Zukunft wird das Be-

schäftigungswachstum in unserem Bun-

desland laut Wirtschaftsforschungsinsti-

tut (WIFO) vom Dienstleistungssektor ge-

tragen. 

Quelle: Statistik Austria, Labour-Force-Konzept, unselbständig Beschäftigte
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Arbeitslosigkeit

Die Zahl der Arbeit suchenden Frauen

steigt. Und weil sie weniger verdienen,

führt Arbeitslosigkeit bei Frauen oft di-

rekt in die Armut.

ufgrund der schwierigen wirtschaftli-

chen Lage nimmt die Arbeitslosigkeit

auch in Oberösterreich massiv zu. Das be-

lastet vor allem die Frauen stark. Da

Frauen in Oberösterreich überwiegend

Teilzeit beschäftigt sind, aber auch weil sie

unabhängig vom Ausmaß der Arbeitszeit

immer noch weniger verdienen als Männer,

führt Arbeitslosigkeit häufig direkt in die

Armut: Arbeitslosengeld und Notstands-

hilfe sind bei Frauen niedriger als bei Män-

nern. Zudem verlieren überwiegend Frauen

aufgrund der Anrechnung des Partnerein-

kommens die Notstandshilfe. 

SCHWIERIGE WIRTSCHAFTSLAGE
TRIFFT FRAUEN BESONDERS HART

HOHE WEIBLICHE 

„TEILARBEITSLOSIGKEIT“

Darüber hinaus sind laut Wirtschaftsfor-

schungsinstitut (WIFO-Studie „Aktive Be-

schäftigung in OÖ 2006“) rund 13.600

Personen in Oberösterreich unfreiwillig

teilzeitbeschäftigt, weil sie keine Vollzeit-

stelle gefunden haben. Frauen sind zu 81

Prozent von dieser „Teilarbeitslosigkeit“

betroffen. 

PROBLEM MIT DER 

MINDESTVERFÜGBARKEIT
Für den Anspruch auf Arbeitslosengeld

bzw. Notstandshilfe muss eine Mindest-

verfügbarkeit von 20 Wochenstunden

nachgewiesen werden, um als „verfüg-

bar“ zu gelten. Bei der Betreuung eines

Kindes bis zum vollendeten 10. Lebens-

jahr oder eines behinderten Kindes reicht

eine Verfügbarkeit von 16 Wochenstun-

den. Da es in Oberösterreich an adäqua-

ten Kinderbetreuungsplätzen mangelt, ist

diese „Verfügbarkeit“ speziell für Frauen

mit kleinen Kindern oft schwierig.

Nach Angaben des Arbeitsmarktservice

war die registrierte Arbeitslosigkeit von

Frauen in Oberösterreich im Jahresdurch-

schnitt 2008 mit einer Quote von 3,6

Prozent (3,3 Prozent bei den Männern)

auf den ersten Blick sehr niedrig. Zusätz-

lich zu den 10.151 arbeitslosen Oberö-

sterreicherinnen befanden sich 4417

Frauen in einer AMS-Schulungsmaß-

nahme, weitere 353 junge Frauen such-

ten eine Lehrstelle, 910 Frauen erhielten

einen Pensionsvorschuss1 und 611 Über-

gangsgeld2. Sie alle werden in der offizi-

ellen Arbeitslosenstatistik nicht mitge-

zählt. Tut man dies, dann kommt man im

Jahr 2008 auf 16.215 arbeitsuchende

Oberösterreicherinnen3. Somit ergibt sich

eine Quote der weiblichen Arbeitsuchen-

den von beachtlichen 5,7 Prozent. 

Problematisch ist vor allem, dass in den

letzten Monaten die Zahl der Arbeitslo-

sen in Oberösterreich massiv angestie-

gen ist. Per Jänner 2009 erhöhte sich die

Zahl der arbeitslosen Frauen gegenüber

dem Vorjahr um beachtliche 13,3 Prozent

(Männer +26,7 Prozent). Insgesamt wa-

ren per Jänner 2009 bereits rund 18.900

Frauen von Arbeitslosigkeit betroffen.

(Inkl. Schulungsteilnehmerinnen, Lehr-

stellensuchende, Pensionsvorschuss-

und Übergangsgeldbezieherinnen).

FRAUEN ERHALTEN 

GERINGERE LEISTUNGEN
Weil Frauen in Oberösterreich überwie-

gend Teilzeit arbeiten, aber auch weil sie

unabhängig vom Ausmaß der Arbeitszeit

weniger verdienen als Männer, sind Ar-

beitslosengeld bzw. Notstandshilfe meist

niedrig. Per August 2008 betrug das

durchschnittliche monatliche Arbeitslo-

sengeld der Männer 819 Euro. Frauen er-

hielten um 174 Euro geringere Leistun-

gen, und zwar 645 Euro. Die Notstands-

hilfe der Männer betrug pro Monat 651

Euro, die der Frauen war um rund 25 Pro-

zent niedriger, sie lag bei 489 Euro. Die

durchschnittlichen Leistungen der

Frauen bei Arbeitslosigkeit liegen weit

unter der sogenannten Armutsgefähr-

dungsschwelle laut EU SILC (= 893 Euro

bei einem Einpersonenhaushalt, 12mal

pro Jahr). 

Darüber hinaus werden Arbeitslosengeld

und Notstandshilfe nicht entsprechend

den Preissteigerungen angepasst. Seit

2000 erhöhten sich die Preise laut Ver-

braucherpreisindex um 18,5 Prozent.

Wäre die Notstandshilfe der Frauen ent-

sprechend gestiegen, so müsste sie per

August 2008 durchschnittlich 527 Euro

A

betragen. Sie liegt jedoch um 38 Euro un-

ter diesem Wert. Somit kann sich ein Teil

der Arbeitslosen real sogar noch weniger

leisten als acht Jahre zuvor.

FRAUEN SIND AUCH BEI DER 

NOTSTANDSHILFE

BENACHTEILIGT
Notstandshilfe wird nur gewährt, wenn

eine „soziale Notlage“ im Haushalt vor-

liegt. Frauen erhalten häufig aufgrund der

Anrechnung des Partnereinkommens

keine Leistung. 2008 wurde die Not-

standshilfe bundesweit in 14.175 Fällen

abgelehnt oder eingestellt. Betroffen wa-

ren 12.052 Frauen und 2.123 Männer. In

Oberösterreich gab es 1.880 Fälle, davon

1.693 Frauen und 187 Männer. 90 Pro-

zent der Betroffenen waren Frauen. Bun-

desweit liegt dieser Wert um 5 Prozent-

punkte darunter, bei rund 85 Prozent.

Außerdem erhalten noch einige tausend

Menschen aufgrund der Partnereinkom-

mensanrechnung nur eine sehr geringe

Notstandshilfe. 

Quellen: 
WIFO-Studie „Aktive Beschäftigung in OÖ 2006“,
AMS, Statistik Austria, AK OÖ, EU SILC 2006 

1) Stand Oktober 2008
2) Stand Oktober 2008
3) Bei dieser Berechnung wurde angenommen,
dass drei Viertel der Pensionsentzüge abgelehnt
werden.
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Einkommen
EINKOMMENSNACHTEIL BEI VOLLZEIT 
IN OBERÖSTERREICH AM ZWEITHÖCHSTEN

EINKOMMENSNACHTEIL 

TROTZ VOLLBESCHÄFTIGUNG

Aber selbst bei ganzjähriger Vollzeitbe-

schäftigung verdienten Frauen im Jahr

2007 im Durchschnitt um rund 30 Pro-

zent bzw. rund 12.300 Euro weniger

brutto im Jahr als Männer. Damit landet

unser industriedominiertes Bundesland

mit seiner ausgeprägten geschlechtsspe-

zifischen Teilung des Arbeitsmarktes

nach Vorarlberg auf dem vorletzten Platz.

Das Medianeinkommen (die Hälfte 

verdient mehr, die Hälfte weniger) der

Arbeitnehmerinnen in Oberösterreich

ist um 40 Prozent niedriger als jenes

der Männer. Selbst bei ganzjähriger

Vollzeitbeschäftigung verdienen

Frauen im Durchschnitt um mehr als

30 Prozent weniger als Männer.

berösterreichs Arbeitnehmerinnen

(ohne Lehrlinge, Beamtinnen und

geringfügig Beschäftigte) kamen laut OÖ

Gebietskrankenkasse im Jahr 2007 auf

ein Medianeinkommen von 1314 Euro

brutto im Monat. Das ist um rund 40 Pro-

zent niedriger als jenes der Männer. Im

Alter zwischen 35 und 39 Jahren errei-

chen Oberösterreichs Frauen mit 1230

Euro den Einkommenstiefpunkt und blei-

ben auch danach unter dem Höchstni-

veau der 25- bis 29-Jährigen (2007: 1495

Euro). Für die ungünstige Einkommens-

entwicklung sowie den hohen Unter-

schied zum Männerverdienst spielt die

bei Oberösterreichs Frauen besonders

häufige Teilzeit eine wesentliche Rolle.

Laut Rechnungshofbericht erzielten

ganzjährig vollzeitbeschäftigte Oberö-

sterreicherinnen mit 25.421 Euro sogar

die bundesweit niedrigsten Medianein-

kommen (Männer 4. Platz).

Oberösterreichweit kommen Rohrbache-

rinnen auf die niedrigsten (bundesweit:

viertniedrigsten) Vollzeiteinkommen:
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Kinderbetreuung
UNZUREICHENDE KINDERBETREUUNG 
BEHINDERT CHANCENGLEICHHEIT

Mit einer Betreuungsquote von 6 Pro-

zent bei Kindern unter drei Jahren

(ohne Tagesmütter) nimmt Oberöster-

reich die vorletzte Position aller

Bundesländer ein. Zum Österreich-

Durchschnitt fehlen bei uns insgesamt

2.288 institutionelle Betreuungsplätze

für Kinder unter drei Jahren! Fast die

Hälfte der Gemeinden in OÖ hat kein

Angebot für Unter-Dreijährige. 

arüber hinaus hat mit 48 Prozent

fast die Hälfte der oberösterreichi-

schen Gemeinden keinen Kindergarten,

der mit Vollzeitarbeit oder Teilzeitarbeit

am Nachmittag vereinbar ist. Und 46,5

Prozent der Gemeinden bieten nach wie

vor keinerlei Nachmittagsbetreuung für

Volksschulkinder. Der massive Ausbau

bedarfsgerechter und leistbarer Kinder-

betreuung ist daher gerade in Oberöster-

reich noch immer ein zentraler Schlüssel

Anteil der Gemeinden ohne Betreuungsangebot für Kleinkinder, 

in Prozent aller Gemeinden des Bezirks

D
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Quelle: Kinderbetreuungsatlas 2008

zur tatsächlichen Chancengleichheit von

Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 

Die für Herbst 2009 angekündigte Bei-

tragsfreiheit für die ganztägige Betreuung

von Kindern bis zur Schulpflicht ist vor

diesem Hintergrund ein Meilenstein! der

Ausbau der Plätze, eine nachhaltige Si-

cherung der Betreuungsqualität und

mehr ganztägig geführte Schulen müs-

sen als nächstes kommen. 
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Bildung

Bei der Bildung holen Oberösterreichs

Frauen weiterhin auf. Im Vergleich zu

anderen Bundesländern ist der

Bildungsstand allerdings nach wie 

vor niedrig. 

n Oberösterreich haben überdurch-

schnittlich viele Frauen maximal einen

Pflichtschulabschluss. Bei den Frauen

mit Matura oder einem höheren Bil-

dungsgrad liegt Oberösterreich unter

dem Bundesschnitt.

Mädchen und Frauen haben von der Bil-

dungsexpansion der 60er-Jahre klar pro-

fitiert und setzen den Aufholprozess wei-

ter fort. Auch für Oberösterreich gilt:

Mehr Mädchen als Burschen besuchen

eine höhere Schule, die Quote der weibli-

chen Studienanfänger, aber auch die

Weiterbildungsbeteiligung der Frauen

liegt über jener der Männer. 

ZWEI DRITTEL 

IN ZEHN LEHRBERUFEN

Der hohen Bildungsbeteiligung der

Frauen steht eine starke geschlechtsspe-

zifische Ungleichverteilung in der berufli-

chen Bildung gegenüber. Frauen finden

sich in der Mehrheit in jenen Berufsaus-

bildungen wieder, die mit niedrigerer Ent-

lohnung, schlechteren Arbeitsbedingun-

gen und geringeren Aufstiegschancen

verbunden sind. 

Zwei Drittel aller weiblichen Lehrlinge

werden in nur zehn Lehrberufen ausgebil-

det, angeführt von den Berufen Bürokauf-

frau, Friseurin und Verkäuferin. Lehrbe-

rufe des handwerklichen bzw. techni-

schen Bereichs werden von Mädchen

kaum gewählt. Viel geringer ist hingegen

die Konzentration bei den Burschen, bei

den beliebtesten Lehrberufen überwie-

gen technische Berufe. 

Große geschlechtsspezifische Unter-

schiede finden sich auch im Bereich der

weiterführenden Schulen sowie an den

Universitäten, Fachhochhochschulen und

Pädagogischen Hochschulen. 94 Prozent

der Schüler/-innen an mittleren und

höheren Schulen für wirtschaftliche Be-

rufe sind weiblich, an den technisch-ge-

werblichen Schulen beträgt ihr Anteil le-

diglich 9 Prozent. Weibliche Studierende

wählen überproportional Studienrichtun-

gen im Bereich Erziehung, Geisteswis-

senschaften, Sozialwissenschaften, Ge-

sundheits- und Sozialwesen, im Fach-

hochschulwesen sind Frauen unterreprä-

sentiert.

BERUFLICHE

WEITERBILDUNG 

OFT IN DER FREIZEIT 

Auch im Beruf setzten sich diese Tenden-

zen fort: Während Männer häufiger Kurse

zur beruflichen Weiterbildung buchen, 

überwiegen bei den Frauen sprach- und

persönlichkeitsorientierte Kurse. Männer

bilden sich häufiger in der Arbeitszeit

weiter, bei den Frauen findet die Weiter-

bildung mehr in der Freizeit statt.

GERINGE CHANCEN 

AUF HOCHSCHULBILDUNG 

Auch regional unterscheiden sich die Bil-

dungschancen der Mädchen. Im „Lehr-

lingsland Oberösterreich“ liegt der Anteil

der Schüler/-innen an maturaführenden

Schulen, aber auch die Quote der Studi-

enanfänger deutlich unter dem Öster-

reich-Durchschnitt. Die Wahrscheinlich-

keit, dass ein Mädchen aus Wien ein Stu-

dium aufnimmt, ist um 55 Prozent höher

als bei einem Mädchen aus Oberöster-

reich.

Lehrberufe und Lehrlingsentschädigung im 3. Lehrjahr

BEI DER BILDUNG HOLEN 
DIE FRAUEN WEITER AUF
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Führung
NUR WENIGE FRAUEN IN TOP-POSITIONEN 
IN OÖ GROSSUNTERNEHMEN
Im Rahmen einer von der Arbeiterkam-

mer Oberösterreich unterstützten

Diplomarbeit wurde im vergangenen

Jahr die Präsenz von Frauen in

Führungspositionen in oberösterreichi-

schen Großunternehmen untersucht. 

Die Ergebnisse sind ernüchternd. 

Von 311 Geschäftsführungspositionen

sind nur 17 in weiblicher Hand! Der Frau-

enanteil beträgt nicht einmal 6 Prozent. 

Von 888 Aufsichtsräten/innen sind nur

82 Frauen, der Frauenanteil beträgt 9,23

Prozent.

Von 116 Aufsichtsrats-Vorsitzenden sind

nur fünf Frauen. Das sind magere 4,32

Prozent. Von 131 stellvertretenden Auf-

sichtsrats-Vorsitzenden sind elf Frauen,

das sind 8,4 Prozent. Von 183 Vorstands-

positionen werden acht oder 4,37 Pro-

zent von Frauen wahrgenommen. 

Und welche Maßnahmen halten die weni-

gen Frauen in Führungspositionen für

vordringlich, damit es an der Spitze nicht

so einsam bleibt? Gleichbehandlung bzw.

gleiche Bezahlung für gleichwertige Ar-

beit stehen ganz oben auf der Prioritäten-

liste der Top-Managerinnen, ganz wichtig

sind für sie auch Maßnahmen zur Verbes-

serung der Vereinbarkeit von Beruf und

Familie und zum Thema Chancengleich-

heit.

Seit mittlerweile 30 Jahren besagt das

Gleichbehandlungsgesetz, dass

Ungleichbehandlungen auf Grund des

Geschlechts unzulässig sind: Frauen

müssen etwa für gleiche und gleich-

wertige Arbeit das gleiche Entgelt 

bekommen. 

rauen dürfen bei der Jobsuche nicht

benachteiligt werden, eine Kündi-

gung etwa wegen einer möglichen

Schwangerschaft ist ebenso unzulässig

wie der Versuch, Frauen bei der Beset-

zung von Führungsjobs zu diskriminieren.

Sexuelle Belästigung oder Herabwürdi-

gung von Frauen sind ausdrücklich unter-

sagt!

Gleichbehandlung
30 JAHRE GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ: VIELE
FORTSCHRITTE, DOCH ES GIBT NOCH VIEL ZU TUN

Das AK–Frauenbüro setzt sich laufend für

weitere gesetzliche Verbesserungen ein.

So konnte im letzten Jahr durchgesetzt

werden, dass

• der Mindestschadenersatzanspruch 

bei Diskriminierungen bei der Job-

suche auf zwei Monatsentgelte 

angehoben wurde

• ein Wahlrecht zwischen Anfechtung 

oder Schadenersatz bei diskriminie-

renden Beendigungen eingeführt 

wurde

• auch Beendigungen in der Probezeit 

und die Nichtverlängerung befristeter

Verträge aus diskriminierenden Grün-

den ausdrücklich vom Gesetz erfasst 

werden und 

• der Schadenersatzanspruch bei 

frauenverachtenden Sprüchen 

(„geschlechtsbezogene Belästigung“) 

auf mindestens 720 Euro angehoben 

wurde.

HILFE ERHALTEN

BETROFFENE FRAUEN
• bei der Gleichbehandlungsberatung 

der Arbeiterkammer Oberösterreich 

in Linz, Tel. 050/6906-2142, 

E-Mail frauen@akooe.at

• bei der Anwaltschaft für Gleichbe-

handlungsfragen für OÖ, Tel: 

0732/78 38 77, E-Mail 

linz.gaw@bka.gv.at

• bei ihrer Gewerkschaft.

F

Quelle: Diplomarbeit „Frauen in Top-(Führungs-)Po-
sitionen in oberösterreichischen
Großunternehmen – Eine Bestandsaufnahme,
strategische Aspekte und ein Blick in die
Zukunft“, Karin Dietachmayr, Oktober 2008

Geschlechtliche Verteilung der

Geschäftsführungen

Geschlechtliche Verteilung im

Aufsichtsrat
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Pension

Die durchschnittliche Eigenpension

der Frauen in Oberösterreich ist nur

etwa halb so hoch wie jene der

Männer. 73 Prozent der Ausgleichszu-

lagenbezieher/-innen sind Frauen.

aut Hauptverband der Sozialversi-

cherungsträger wurden im Dezember

2007 2,125.404 Pensionen, - um 30.329

bzw. 1,4 Prozent mehr als ein Jahr zuvor

ausbezahlt. Fast zwei Drittel aller Pensio-

nen erhalten Frauen. 

Dieser hohe Frauenanteil ist auf die we-

sentlich höhere Zahl an Witwen-

(429.696) im Vergleich zu den Witwer-

pensionen (41.594) zurückzuführen. Aber

auch bei den Alterspensionen überwie-

gen die Frauen mit 57,5 Prozent. Gründe

dafür sind das niedrigere Pensionszu-

gangsalter und die höhere Lebenserwar-

tung der Frauen. In den letzten Jahren hat

sich auch die Frauenerwerbsquote er-

höht. Somit haben mehr Frauen An-

spruch auf eine – zumeist eher geringe –

Pension. 

FRAUEN ERHALTEN NOCH IMMER WESENTLICH 
GERINGERE PENSIONEN ALS MÄNNER

Der Anteil an Eigenpensionen (Alters-/In-

validitäts- oder Berufsunfähigkeitspen-

sion) ist jedoch bei den Frauen gegen-

über den Männern immer noch gering.

Laut PVA OÖ waren per September 2008

92 Prozent der Männerpensionen Eigen-

pensionen. Bei den Frauen waren dies je-

doch nur 66 Prozent. 

Rund 330.000 Frauen ab 65 bekommen

österreichweit keine eigenständige Pen-

sionsleistung, und 180.000 Frauen bezie-

hen überhaupt keine Pension. 

Die durchschnittliche Pensionsleistung

(Eigenpension) der Frauen ist um rund

die Hälfte niedriger als die der Männer! L

1.800,00

1.600,00

1.400,00

1.200,00

1.00,00

800,00

600,00

400,00

200,00

0,00
I-/BU-Pension

Grafik:

Männer     Frauen

1.
19

4,
67

AP inkl. vorz. AP Witwen-/Witwerpens.

1.
69

1,
53

27
8,

52

70
3,

8783
7,

24

59
2,

65

Durchschnittliche Pensionshöhe nach Geschlecht 

in OÖ lt. PVA OÖ per September 2008 (in Euro)

Quelle: PVA OÖ

I-/BU-Pension = Invaliditäts/Berufsunfähigkeitspension
AP inkl. vorz. AP = Alterspension inklusive vorzeitiger Alterspension

Besonders Frauen beziehen oft gleichzei-

tig zwei oder mehrere Pensionen. Per 1.

Juli 2008 erhielten 4,9 Prozent der männ-

lichen Pensionsbezieher zwei oder mehr

Pensionen, bei den Frauen waren dies

20,9 Prozent. Die häufigste Kombination

waren Eigen- mit Witwenpensionen. 

Die Pensionsleistungen der Frauen sind

in manchen Fällen so gering, dass eine

einkommensabhängige Ausgleichszulage

bis zur Höhe des sogenannten Aus-

gleichszulagenrichtsatzes (2009 für Al-

leinstehende: 772,40 Euro monatlich, 14

mal pro Jahr) gewährt wird. Per Septem-

ber 2008 benötigten laut Pensionsversi-

cherungsanstalt (PVA) rund 27.000

Oberösterreicher/-innen eine Aus-

gleichszulage. Etwa 73 Prozent (19.611

Personen) waren Frauen. 

Ausgleichszulagen erhalten jedoch nicht

alle „bedürftigen“ Menschen. Nicht er-

fasst sind beispielsweise jene älteren

Menschen, die keinen Pensionsanspruch

haben oder deren Haushaltseinkommen

(Einkommen bzw. Pension des Ehegat-

ten/der Ehegattin) die Einkommensgren-

zen für die Ausgleichszulage übersteigt.

Auch davon sind vor allem Frauen beson-

ders betroffen.

Der aktuelle Ausgleichszulagenrichtsatz

für Alleinstehende liegt übrigens immer

noch unter der sogenannten Armutsge-

fährdungsschwelle. Ausgleichszulagen-

bezieher/-innen leben daher sehr häufig

in Armut. 

Quellen: 
HV d. SV-Träger, Handbuch 2008, Soziale Sicher-
heit Mai 2007 und Februar 2009, PVA OÖ
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Armut

Frauen sind öfter von Armut betroffen

als Männer. Alleine in Oberösterreich

waren im Jahr 2006 rund 84.000

Frauen armutsgefährdet.

ls armutsgefährdet gelten laut EU

SILC (Statistik Austria) in Österreich

jene Personen, deren Pro-Kopf-Einkom-

men unter einer Armutsgefährdungs-

schwelle von 60 Prozent des Medianein-

kommens liegt. 

Im Jahr 2006 betrug die Armutsgefähr-

dungsschwelle für einen Einpersonen-

haushalt 893 Euro pro Monat (12 mal pro

Jahr). Für Haushalte anderer Zusammen-

setzung wird dieser Wert entsprechend

gewichtet. 

In Oberösterreich waren im Zeitraum

2004 bis 2006 zwischen 107.000 und

161.000 Personen armutsgefährdet. Im

Durchschnitt lag die Armutsgefährdungs-

quote in OÖ bei rund 10 Prozent (öster-

reichweit bei 12,6 Prozent). 

Besonders armutsgefährdet sind Min-

IN OBERÖSTERREICH SIND RUND 
84.000 FRAUEN VON ARMUT BETROFFEN 

Erwerbstätigkeit und Armutsgefährdung

destpensionisten/-innen (vor allem

Frauen), Alleinerziehende (zu rund 90 Pro-

zent Frauen), Migranten/-innen, Arbeits-

lose und Menschen ohne Ausbildung. 

2006 waren in Oberösterreich 84.000

Frauen armutsgefährdet. Das sind rund 58

Prozent aller von Armut Betroffenen. Zu-

dem besteht auch innerhalb der Haushalte

eine ungleiche Verteilung der Ressourcen

meist zulasten der Frauen. Das heißt, die

Armutsgefährdungsquote der Frauen wäre

vermutlich noch viel höher. 

Die wesentliche Ursache für die höhere

Armutsbetroffenheit von Frauen liegt an

deren geringer Arbeitsmarktbeteiligung

meist aufgrund von Kinderbetreuungs-

bzw. Pflegetätigkeiten und in deren nied-

rigem Einkommen. Geringe Erwerbsein-

kommen bedingen wiederum geringere

Leistungen in der Arbeitslosen- und Pen-

sionsversicherung. Alleinstehende

Frauen sind während der Erwerbsphase,

aber insbesondere bei Arbeitslosigkeit

oder in der Pension einem besonders ho-

hen Armutsrisiko ausgesetzt.

Übt eine Frau keine Erwerbstätigkeit aus,

so liegt die Armutsgefährdungsquote bei

16 Prozent, ist sie erwerbstätig, bei deut-

lich unterdurchschnittlichen 5 Prozent.

Gibt es Kinder im Haushalt, so reduziert

sich die Armutsgefährdungsquote durch

eine Erwerbstätigkeit der Frau noch viel

stärker und zwar beispielsweise von 21 auf

4 Prozent, wenn zwei Kinder im Haushalt

leben.

A

Quelle: EU.SILC 2006, Statistik Austria

Quellen: EU.SILC 2006, EU.SILC 2004-2006 Son-
derauswertung OÖ, Statistik Austria
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Die Zahl der Sozialhilfebezieher/-

innen ist in den letzten Jahren in ganz

Österreich massiv angestiegen. Es ist

anzunehmen, dass aufgrund der

schwierigen wirtschaftlichen Lage die

Zahl der Sozialhilfebezieher/-innen

weiter zunehmen wird. 

Sozialhilfe
53 PROZENT DER BEZIEHER/-INNEN 
VON SOZIALHILFE SIND FRAUEN

Gründe für den Anstieg bei der Sozialhilfe

sind unter anderem die geringen Leistun-

gen bei Arbeitslosigkeit und die Zunahme

der atypischen Beschäftigungsformen 

Österreichweit erhielten 2006 laut Stati-

stik Austria 131.318 Personen Leistungen

im Rahmen der offenen Sozialhilfe, davon

waren 53 Prozent Frauen. Der Zuwachs

war bei den Frauen gegenüber dem Vor-

jahr etwas höher (plus 4,6 Prozent) als

bei den Männern (plus 4,1 Prozent). 

In Oberösterreich erhielten per Novem-

ber 2008 (Stichtag) 5.254 Menschen

eine monatliche Geldleistung aus der So-

zialhilfe. In den letzten Jahren hat sich die

Zahl der Bezieher/-innen beachtlich er-

höht. Seit 1998 (2.743 Bezieher/-innen)

erfolgte ein Anstieg um 91,5 Prozent. 

Die Sozialhilfe-Richtsatzleistung für ei-

nen Alleinstehenden liegt in Oberöster-

reich im Jahr 2009 bei 569,5 Euro pro

Monat. Bei Bedarf ist als Unterkunftsauf-

wand (Unterstützung für die Miete) ein

Betrag von 115 Euro monatlich zu ge-

währen. Darüber hinaus können bei Be-

dürftigkeit Heiz- oder Bekleidungsbeihil-

fen geleistet werden. 

Die Leistungshöhen in der Sozialhilfe lie-

gen häufig unter der Armutsgefährdungs-

grenze laut EU-Definition (60 Prozent des

gewichteten Medianeinkommens). Diese

Grenze lag im Jahr 2006 für einen Einper-

sonenhaushalt bei 893 Euro im Monat

(12 x pro Jahr).

Quellen: Land Oberösterreich, Statistik Austria (je-
weils Daten für den Bereich der „offenen Sozial-
hilfe“).
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Forderungen

Die wirtschaftliche und soziale Schlechterstellung von Frauen ist in

Oberösterreich noch deutlicher ausgeprägt als im Bundesdurchschnitt. 

Das zeigt auch der aktuelle Frauenmonitor ’09 wieder sehr deutlich. Die

wichtigsten Forderungen der Arbeiterkammer Oberösterreich sind daher:

• Öffentlicher Investitionsschub zur Sicherung von Beschäftigung und Qualifizierung

• Aktive Bekämpfung der steigenden Arbeitslosigkeit, Ausbau der aktiven Arbeits-

marktpolitik 

• Zweite Chance auf zukunftsträchtige Ausbildung

• Ausbau der Plätze in Krabbelstuben, Kindergärten, Horten und ganztägig geführten 

Schulen unter höchsten Qualitätsansprüchen. Gratisbetreuung nicht nur von Kin-

dern in Kindergärten und Krabbelstuben, sondern auch bei Tagesmüttern.

• Förderung von nichttraditioneller Ausbildungs- und Berufswahl von Mädchen 

• Rückkehrrecht von Teilzeit auf Vollzeit

• Existenzsichernde Leistungen bei Arbeitslosigkeit: Streichung der Anrechnung des 

Partnereinkommens bei der Notstandshilfe, Erhöhung der Nettoersatzrate auf 75 

Prozent des Nettoeinkommens, Kaufkraftsicherung von Arbeitslosengeld und Not-

standshilfe

• Verstärkte Armutsbekämpfung durch umgehende Einführung der bedarfsorientierten

Mindestsicherung auf existenzsicherndem Niveau

• Faire und nachvollziehbare Löhne und Gehälter: 

- Erstellung eines laufend aktualisierten Gehaltsrechners durch das Arbeitsmini-

sterium, der Gehaltsrechner soll Einblicke in die übliche Entlohnung nach ver-

schiedenen Berufen und Tätigkeiten in den jeweiligen Branchen geben

- Verpflichtende betriebliche Einkommensstatistiken – gegliedert nach Geschlecht,

Verwendung und (Dienst)-Alter, die den in einem Betrieb beschäftigten Arbeit-

nehmern/-innen allgemein zugänglich gemacht werden müssen

• Abschreckender Schadenersatzanspruch bei allen Formen von Diskriminierung im 

Beruf, Klagsrecht für die Vertretungen der Arbeitnehmer/-innen bei systematischer

Diskriminierung zur Entlastung einzelner Betroffener

• Koppelung öffentlicher Auftragsvergabe und Wirtschaftsförderung an betriebliche 

Gleichstellungsmaßnahmen
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